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Internet: http://www.iab.de Neuere Ansätze der Bildungsplanung und ihre Interpretation 
Alexander Krafft, Hermann Sanders, Peter R. Straumann 
Der vorliegende Aufsatz entstand im Anschluß an ein Forschungsprojekt, das vom Bundesministe-
rium für Bildung und Wissenschaft in Auftrag gegeben und im Juli 1970 abgeschlossen wurde*). 
In diesem Projekt wird versucht, den herkömmlichen manpower approach in zweierlei Hinsicht zu 
erweitern. Zum einen werden die 1961 in der Bundesrepublik Deutschland beobachteten Arbeits-
kräfte mit abgeschlossener Hochschul-, Fachhochschul-, Berufsfachschul- und Fachschulausbil-
dung durch sozio-ökonomische Variablen erklärt. Aus den so ermittelten Zusammenhängen wer-
den Arbeitskräfteprognosen für die betreffenden Ausbildungskategorien bis 1980 abgeleitet. Zum 
ändern wird die prognostische Aussage durch eine Analyse der Berufs- und Fachrichtungsflexibili-
tät und durch eine Analyse des regionalen sowie des internationalen Vergleichs der Arbeits-
kräfteversorgung zu relativieren versucht. Der vorliegende Aufsatz soll einen Überblick über die 
gesamte Studie vermitteln. Durch eine Gegenüberstellung der quantitativen Ergebnisse verschie-
dener bildungsökonomischer Ansätze wird die relative Bedeutung dieser Ansätze für bildungs-
politische Entscheidungen herauszuarbeiten versucht. Dabei wird deutlich, daß planungstechnische 
Fragestellungen der Bildungsökonomie ohne die Aufdeckung und Reflexion ihres ideologischen 
Hintergrunds nicht mehr zu verantworten sind. Die Vielzahl heute vorliegender Bedarfsprojekte 
mit ihren unterschiedlichen quantitativen Ergebnissen legen den Verdacht nahe, daß bei „geeig-
neter“ Methodenwahl jedes gewünschte Ergebnis erzielt werden kann. 
Gliederung 
1. Einleitung 
2.  Die Ansätze der Studie 
3. Sozio-ökonomische  Kausalanalyse 
4. Flexibilitätsansatz 
5.  Ansatz der regionalen Versorgung 
6.  Ansatz des internationalen Vergleichs 
7. Relativierungsmöglichkeiten 
1. Einleitung 
Die Notwendigkeit, Bildungsinvestitionen unter 
ökonomischem Kalkül zu planen, wird heute im 
allgemeinen kaum noch ernsthaft bestritten. Eine 
Reihe von spezifischen Merkmalen der Infra-
struktur
1) hat zur Folge, daß eine Ökonomie des 
Infrastruktursektors Bildung und Ausbildung 
zwangsläufig eine planungsorientierte Bildungs--
ökonomie  sein muß. Spätestens dann, als das 
Bildungssystem einem massiven Expansions-
druck ausgesetzt wurde, mußte sich im Bewußt-
sein der bildungspolitischen Entscheidungsträger 
einprägen, daß der Preismechanismus zur Allo-
kation der Ressourcen im Bildungssektor ver-
sagt
2). Anstrengungen der Bildungsplanung ha-
ben sich unter diesem Gesichtspunkt der Pla- 
*)  A. Krafft/H. Sanders/P. R. Straumann, Der Zusammenhang zwischen 
sozio-ökonomischen Indikatoren und Beständen an Erwerbspersonen 
nach Fachrichtungen unterschiedlichen Bildungsniveaus für die 
Bundesrepublik Deutschland für 1961 bis 1980, vervielfältigt, 
Regensburg 1970. 
Die Autoren sind wissenschaftliche Mitarbeiter am Lehrstuhl für 
Wirtschaftspolitik der Universität Regensburg und arbeiten selbständig 
auf verschiedenen Gebieten der empirischen Sozialforschung. 
1) Insbesondere die lange Lebensdauer der Anlagen, die Inter-
dependenz der einzelnen Bestandteile, die mangelnde individuelle 
Voraussicht, der große Umfang und das hohe Risiko der Investitionen 
sind u. E. Merkmale, welche eine zentrale Planung im 
Infrastruktursektor Bildung und Ausbildung notwendig machen. 
Zu den einzelnen Merkmalen der Infrastruktur vgl. J. Stohler, Zur 
rationalen Planung der Infrastruktur, in: Konjunkturpolitik, 11. Jg., H. 5, 
1965, S. 279—308. 
nungsnotwendigkeit legitimiert, egal ob die Ex-
pansion des Bildungssystems in Abhängigkeit 
des Zustroms bildungswilliger Bevölkerung oder 
im Zusammenhang mit höheren Anforderungen 
des Wirtschaftssystems an das Bildungsniveau 
der Arbeitskräfte dargestellt wurde. 
Die Planung von Investitionen im Bildungssystem 
stellt ihre eigenen methodischen Probleme
3). 
Nicht in der Absicht, diese Schwierigkeiten zu 
bagatellisieren, muß nach einer Phase, in wel-
cher sich die Bildungsplanung bereits institutio-
nalisiert hat, darauf hingewiesen werden, daß die 
relevanten Probleme woanders liegen als in der 
planungstechnischen Fragestellung, nämlich in 
der Aufdeckung und Reflexion des ideologischen 
Hintergrundes,  von dem Planungssätze im Be-
reich der Bildung und Ausbildung stillschwei-
gend ausgehen. Blaug und Riese haben die Im-
plikationen bildungsökonomischer Planungsan-
sätze in dieser Richtung analysiert und gezeigt, 
daß alternative Planungsmodelle grundsätzlich 
verschiedene Konsequenzen für das Bildungssy-
stem haben
4). Es scheint jedoch, daß diese Pro- 
2) Auf das Versagen des Preismechanismus im Bildungssektor ist 
in der bildungsökonomischen Diskussion schon relativ früh hin-
gewiesen worden. 
Vgl. z. B. G. Bombach, Bildungsökonomie, Bildungspolitik und 
wirtschaftliche Entwicklung, in: Bildungswesen und wirtschaftliche 
Entwicklung, Recht und Wirtschaft, Heidelberg 1964, S. 13 f. 
3)  Vgl. zu einer umfassenden Darstellung der methodischen Probleme 
G. Menges/G. Elstermann, Wissenschaftliches  und technisches 
Personal, Methoden der Bedarfsermittlung, in: Schriftenreihe des 
Bundesministers für wissenschaftliche Forschung, 
H. 8 (Forschungspolitik), 1968 sowie K. Billerbeck, Kosten-Er- 
trags-Analyse, Ein Instrument zur Rationalisierung der administrativen 
Allokation bei Bildungs- und Gesundheitsinvestitionen, Berlin 1968. 
4) Vgl. M. Blaug, Approaches to Educational Planning, in: Econo- 
mic Journal,  vol. 77, June 1967, S. 262—287 und H. Riese, 
Theorie der Bildungsplanung und Struktur des Bildungswesens, 
in: Konjunkturpolitik, 14. Jg., H. 5/6, 1968, S. 261—290. 
127 blematik lediglich in einem isolierten Diskus-
sionsbeitrag aufgeworfen wurde und kaum zu 
einer Bewußtseinsveränderung im Bereich prak-
tischer Planungsentscheidungen geführt hat. 
Diese Situation stellt die Bildungsforschung vor 
das Dilemma, daß sie trotz der theoretischen Er-
arbeitung verschiedener Planungsansätze aus 
methodischen Gründen eindeutige Entschei-
dungskriterien immer nur unter einzelnen, be-
stimmten Zielsetzungen zu liefern vermag, dabei 
aber in der bildungspolitischen Praxis Anlaß zu 
einer nicht beabsichtigten Ignoranz anderer Ziel-
setzungen geben kann. 
Von  Weizsäcker  und  Widmaier  haben eine stu-
fenartige Entwicklung der Bildungsforschung 
aufgezeichnet
5), die sich etwa folgendermaßen 
darstellen läßt: Die Abschnitte der Entwick-
lungsgeschichte der Bildungsökonomie bestehen 
darin, daß auf der ersten Stufe grundsätzlich das 
Interesse der bildungspolitischen Entschei-
dungsträger für eine planungsorientierte Bil-
dungsforschung geweckt werden muß, auf der 
zweiten Stufe Probleme der wissenschaftlichen 
Politikberatung akut werden und auf der dritten 
Stufe die bestehenden ökonomistischen Ansätze 
auf den sozio-ökonomischen Bereich ausgedehnt 
werden
6). Interpretiert man diese stufentheore-
tische Betrachtung als Kampftheorie, so muß 
man die Ausklammerung gerade derjenigen Aus-
einandersetzung zwischen bildungsökonomi-
scher Theorie und Praxis feststellen, welche auf 
eine Klärung der ideologischen Grundlage bil-
dungsökonomischer Ansätze abzielt bzw. die an-
gewandte Bildungsforschung hinsichtlich alternati-
ver Zielsetzungen aufzuklären versucht. Diese 
Auseinandersetzung, die auf einer Stufe erfolgen 
sollte, auf welcher alle anderen Entwicklungsab-
schnitte der Bildungsforschung aufzubauen wären, 
müßte die explizite Frage beinhalten, welche Ziele 
schlußendlich durch das Instrument der Bil-
dungsinvestitionen erreicht werden sollen und ob 
sich diese Ziele nicht laufend verändern. 
Primär besteht somit das relevante Problem der 
Bildungsökonomie nicht in der planungsbezoge- 
5) Vgl. C. C. v. Weizsäcker, Quantitative Forschungsmethoden zur 
Vorbereitung bildungspolitischer Entscheidungen in der 
Bundesrepublik, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, Bd. 
180, 1967, S. 363—372 sowie H. P. Widmaier, Studienwahl versus 
Bedarf im Hochschulbereich, in: H. Arndt/ D. Swatek (Hrsg.), 
Grundfragen der Infrastrukturplanung für wachsende Wirtschaften, 
Verhandlungen auf der Tagung des Vereins für Socialpolitik, 
Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften in Innsbruck 
1970, Schriften des Vereins für Socialpolitik, N. F., Bd. 58, S. 503—
519. 
6) Ausgehend von einer Habermas'schen Skizze über interdisziplinär 
verflochtene Bildungsforschung leitet Widmaier eine vierte Stufe der 
Bildungsökonomik ab. Diese Stufe sollte in Fallstudien münden, sie 
sollte den Widerspruch zwischen Verfassungsrecht und 
Verfassungswirklichkeit in bezug auf Studienwahl herausarbeiten, eine 
Umorientierung gesellschaftlicher Bedürfnisse und Ziele erlauben und 
eine flexiblere Gestaltung von Curricula ermöglichen. Gegenüber den 
Stufen eins bis drei scheint den Verfassern diese Stufe zu unscharf 
abgegrenzt zu sein, als daß aus ihr direkte Wege für den Ausbau und 
das Arbeitsgebiet der Bildungsökonomie abgeleitet werden könnten. 
nen Verwertung bestimmter Informationen, son-
dern in der Auswahl zielbezogener Informatio-
nen.  Da nun die politische Auseinandersetzung 
darüber, was mit Investitionen ins Bildungssy-
stem letztlich erreicht werden soll, weitgehend 
fehlt oder zumindest eingeengt ist, bleibt der 
Bildungsforschung nichts anderes übrig, als 
selbst gewisse alternative Ziele in ihren Ansät-
zen einzubauen. Die Reflexion der heutigen Bil-
dungsforschung muß deshalb vorwiegend bei der 
trivialen Feststellung einsetzen, daß die bil-
dungspolitische Zielsetzung nicht dort geschieht, 
wo Politiker die aus einer bildungsökonomischen 
Untersuchung resultierenden Ergebnisse bewer-
ten, indem sie diese vermitteln oder nicht, son-
dern bei der Selektion der Informationen, welche 
in die Untersuchung eingeflossen sind. Die 
quantitativen und qualitativen Unterschiede in 
den Resultaten bildungsplanerischer Ansätze 
sind denn auch vorwiegend im Zusammenhang 
mit dieser Selektion statistischer Daten bzw. mit 
der dahinterstehenden Zielsetzung, welche diese 
Auswahl bedingt, zu sehen. Eine Gegenüberstel-
lung der Ergebnisse verschiedener Untersu-
chungen zur Bestimmung der Kapazität des Bil-
dungssystems in der Bundesrepublik soll diesen 
Zusammenhang verdeutlichen. 
Die in der Tabelle enthaltenen Ergebnisse sind 
mit verschiedenen Ansätzen ermittelt worden. So 
prognostiziert der Bedarfsansatz von Riese die 
zu erwartenden Bestände an akademischen Er-
werbspersonen über die Entwicklung des Sozial-
produkts und der Arbeitsproduktivität, die SAB-
Untersuchung über die Entwicklung des Ange-
bots an Hochschulabsolventen und die Fort-
schreibung der Erwerbsbevölkerung, die sozio-
ökonomische Kausalanalyse über die Voraus-
schätzung sozialer, demographischer und öko-
nomischer Indikatoren. Erstaunlich ist, daß bei 
starken Differenzen in den Einzelergebnissen die 
globalen Ergebnisse weitgehend übereinstim-
men. Das mag daran liegen, daß jeder Ansatz 
unterschiedlich Schwerpunkte auf bestimmte 
Fachrichtungen auf Kosten anderer legt, wobei 
sich diese ansatzspezifischen strukturellen Ge-
wichtungen in den globalen Ergebnissen wieder 
aufheben. 
Man muß sich nun fragen, in welchem teleologi-
schen Kontext Analysen, wie etwa die in der unten 
wiedergegebenen Tabelle konfrontierten, zu se-
hen sind. Sämtliche bildungsökonomischen An-
sätze haben den Zweck, Investitionskriterien für 
den Bildungssektor abzuleiten. Die Kosten-Er-
trags-Überlegungen sind letztlich nur unter 
einem Gesichtspunkt einzuordnen: unter demje-
nigen der Wohlstandsmaximierung. Auf dieser 
relativ abstrakten Zielebene dürfte allgemeiner 
Konsensus darüber herrschen, daß Investitionen 
in Bildung und Ausbildung einzig und allein im 
Zusammenhang mit einem generellen Wohl-
standsniveau zu bewerten sind. Will man nicht 
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auf dieser abstrakten und inoperationellen Mo-
dellstufe allgemeiner wohlstandstheoretischer 
Argumentation stehenbleiben, so drängt sich un-
mittelbar die Frage auf, wie durch Bildung und Aus-
bildung eine Wohlstandssteigerung zu erzielen ist. 
Geschieht eine allgemeine Nutzenmaximierung 
über die Befriedigung individueller Bildungswün-
sche, über die Erfüllung der produktionstechni-
schen Anforderungen zur Erstellung gewisser Lei-
stungen oder über die Verwirklichung einer be-
timmten Intelligenz- und Einkommensvertei-  s  
lung? Diese wenigen Beispiele machen schon 
klar, welcher Dissens auf der konkreteren Ebene 
der Mittelwahl im Gegensatz zu jener abstrakte-
ren der Zielwahl auftreten kann. 
Was durch diese Darstellung aber hervorgeho-
ben werden soll, ist der Charakter einer in der 
Domäne der Diskussion von Mitteln zur allge-
meinen Wohlstandsmaximierung einzuordnen-
den Bildungsplanung, welche diese Mittel selbst 
zu Zielen erhebt
7). Gesellschaftlich relevante 
 
7)  Dies wird etwa deutlich in den Beiträgen von Blaug und Riese, in 
denen der Zusammenhang zwischen Planungsansatz und Aufbau des 
Bildungssystems aufgezeigt wird. Es ergibt sich dabei der Eindruck, 
als seien die „Ziele“ Recht auf Bildung und adäquate Beschäftigung 
letzte gesellschaftspolitische Ziele und nicht nur partialisierte 
bildungspolitische Instrumente zur allgemeinen 
Wohlstandsmaximierung. Die Auffassung, daß sol-ehe „Ziele“ als 
autonome im Aufbau des Bildungswesens verankert sind, muß 
entstehen, wenn sich die Diskussion lediglich auf eine 
Gegenüberstellung von „social demand approach“ und „manpower 
approach“ beschränkt. Ganz deutlich wird die Einschränkung der 
Diskussion, wo sich eine Analyse hypothe- 
tischer Bildungswesen allein auf die Substitutionsverhältnisse im 
Produktionsbereich bezieht und der Konflikt Allgemeinbildung versus 
Spezialausbildung den Anschein eines Zielkonflikts erhält. Vgl. M. 
Blaug, Approaches to Educational Planning, a.a.O. und H. Riese, 
Theorie der Bildungsplanung und Struktur des Bildungswesens, 
a.a.O. Aus dieser Diskussion auf der Ebene der (bildungspolitischen) 
Mittelwahl versucht etwa Eenard auszubrechen, indem er seinem 
bildungsökonomischen Ansatz eine (gesellschaftliche) 
Wohlstandsfunktion einbaut. 
Vgl. J. Benard, General Optimization Model for the Economy and 
Education, in: Mathematical Models in Educational Planning, OECD, 
Paris 1967, S. 207—243. 
129 Innovationen einer Bildungsforschung bedingen 
jedoch gerade die Erkenntnis, wo im gesamten 
Spektrum partialisierter Wohlstandsfunktionen 
die einzelnen bildungsökonomischen Planungs-
ansätze anzusiedeln sind. Allgemeinbildung per 
se oder eine nur dem industriellen Bedarf ange-
paßte spezialisierte Ausbildung sind offensicht-
lich keine unabdingbar feststehenden Anhalts-
punkte, aus denen sich ohne Bezug auf die ge-
samte Nutzenmaximierung stets Investitionskri-
terien für den Bildungssektor ableiten ließen. 
Demgegenüber könnte beispielsweise ebenso-
wenig der Standpunkt vertreten werden, der Da-
tenkranz der Manpower-Forschung sei generell zu 
restriktiv zur Planung von Bildungsinvestitionen. 
Vielmehr müßte nach der relativen Bedeutung 
unterschiedlicher Planungsansätze für das ge-
samte Wohlstandsniveau einer Volkswirtschaft 
gefragt werden, wobei die Erklärungsdifferenzen 
verschiedener Bildungsmodelle aus der histori-
schen Entwicklung der Gesellschaft abzuleiten 
wären. Die Funktionen des Bildungssystems sind 
anhand des Entwicklungsstandes einer Volks-
wirtschaft zu gewichten, so daß die verhältnis-
mäßige Bedeutung von Bildungsinvestitionen z. B. 
in der Konsumgüterproduktion, in der indivi-
duellen Bildungsförderung, in der Nivellierung 
von Einkommensdifferenzen oder auch in der 
Veränderung eines bestimmten Gesellschaftssy-
stems liegen wird. Zwischen den einzelnen In-
strumenten bildungspolitischer Wohlstandsstei-
gerung können natürlich Interdependenzen be-
stehen, die sich darin zeigen, daß unterschiedli-
che Mittel sowohl konfligieren als auch sich ge-
genseitig ergänzen können
8). Ein idealer bil-
dungsökonomischer Planungsansatz müßte die-
sen Interdependenzen Rechnung tragen, indem 
die verschiedenen Nutzenfunktionen des Bil-
dungssystems im Modell berücksichtigt und ihre 
gegenseitigen Beziehungen dargestellt würden. 
Die Konkretisierung und Quantifizierung eines 
solchen Modells stößt jedoch auf die Schwierig-
keiten, welche sich aus der Konstruktion einer 
gesellschaftlichen Wohlstandsfunktion ergeben, 
und auf die Problematik, die relative Bedeutung 
bestimmter Funktionen des Bildungssystems für 
eine bestimmte historische Situation angeben zu 
müssen. 
8) So kann einerseits im Bildungssystem entgegen den verzerrten 
Berufschancen „eine große Zahl risiko- und innovationsfreudiger 
sozialwissenschaftlicher Entrepreneure“ heranreifen, die „im 
Bewußtsein der für die Gesellschaft zu lösenden sozialen und 
menschlichen Probleme“ gerade einen latenten Bedarf der 
Gesellschaft widerspiegeln. 
H. P. Widmaier, Studienwahl versus Bedarf, a.a.O., S. 510. 
Andererseits kann nicht davon ausgegangen werden, „daß sich bei 
Expansion des Bildungswesens eine prästabilierte Harmonie zwischen 
der höheren Zahl der qualifiziert Gebildeten und einem 
entsprechenden Bedarf“, d. h. „zwischen dem Bildungsbedürfnis des 
einzelnen und dem Bedarf der Gesellschaft an qualifiziert 
Ausgebildeten“ ergeben wird. H. Becker, Bildungsforschung und 
Bildungsplanung, edition suhrkamp, Bd. 483, 1971, S. 56 und 90. 
9)  Vgl. für das folgende A. Krafft/H. Sanders/P. R. Straumann, a.a.O. 
Die genannten Probleme dürfen die Bildungsfor-
schung nicht dazu verleiten, ihre Ansätze im Be-
reich des Konkretisierbaren und des Quantifi-
zierbaren ohne diesen wohlstandstheoretischen 
Zusammenhang zu sehen. Daß wir nicht wissen, 
welche bildungspolitischen Maßnahmen gegen-
über anderen in einem bestimmten Zeitpunkt 
besser sind, weil sie unter einem gegebenen 
Zeithorizont die größeren Wohlstandseffekte 
aufweisen, kann kein Alibi dafür sein, nicht stän-
dig auf die relativierende Beziehung verschiede-
ner Funktionen des Bildungssystems hinzuwei-
sen und diese modellmäßig zu integrieren zu 
versuchen. Es ist deshalb nicht mehr denkbar, 
daß Bildungsplanung beispielsweise nur unter 
dem Aspekt des Manpower-Konzepts vollzogen 
wird, d. h. der Befriedigung eines bestimmten 
Bedarfs der Güterproduktion die Funktion unmit-
telbarer gesamtgesellschaftlicher Nutzenmaxi-
mierung zugesprochen wird. Weder kann diese 
Bildungsplanung von einem Antagonismus aus-
gehen, der alternativ Produktionsbedarf oder 
Studienwahl als Ansatzpunkte ausschließt, noch 
von einer Harmonie zwischen gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und Bildungsförderung aufgrund 
der individuellen Neigungen, sondern beide An-
sätze sind in ihrer gegenseitigen relativierenden 
Bedeutung und in ihrem Charakter als wohl-
standstheoretische „constraints“ zu sehen. 
Die dargelegten Verhältnisse im Bereich der Po-
litikberatung und die aufgezeigte wohlstands-
theoretische Unsicherheit haben uns veranlaßt, 
neue analytische Ansätze bildungsökonomischer 
Zusammenhänge zu suchen und damit zu einer 
Modifizierung der bestehenden Bildungsplanung 
zu gelangen
9). Die Interpretation der analyti-
schen und prognostischen Ergebnisse dieser Ar-
beit setzt deshalb auch voraus, daß der Ansatz in 
bezug zu den oben gemachten Erörterungen ge-
setzt wird: Eine monokausale bildungsökonomi-
sche Analyse soll hinter eine Kombination sich 
relativierender Ansätze gestellt werden, die auf 
verschiedenen Informationsbündeln aufbauen 
und somit unterschiedliche bildungspolitische 
Ziele implizieren. Da kein Wohlstandsprogramm 
existiert, in welchem etwa solche Ziele z. B. auf-
grund einer demokratischen Abstimmung über 
verschiedene bildungsplanerische Konzepte 
festgelegt sind, kann a priori keine Gewichtung 
der einzelnen Ansätze vorgenommen werden. 
Zwar haben methodische Gründe, vor allem sol-
che, die auf Bedingungen prognostischer Aussa-
gen beruhen, die Bevorzugung und Profilierung 
eines Ansatzes gegenüber den anderen zur Fol-
ge. Aber es kann nicht gesagt werden, unter 
welchen Konditionen die relativierende Funktion 
eines Ansatzes zum „constraint“ für den anderen 
wird. 
Im folgenden sei nun ein Überblick über die ge-
samte Studie gegeben, wobei zuerst der Kern 
des bildungsökonomischen Modells dargestellt, 
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ßend das Konzept der Flexibilität und schließlich 
jenes der regionalen Versorgung und dasjenige 
des internationalen Vergleichs erläutert wird. 
2. Die Ansätze der Studie 
Vier Konzepte, aus welchen planungsrelevante 
Anhaltspunkte abgeleitet werden können, wer-
den in der Studie berücksichtigt: 
1.  Der Zusammenhang zwischen sozio-ökonomi- 
schen Indikatoren und qualifizierten Arbeits-
kräften 
2.  Die Fachrichtungs- und Berufsflexibilität qua-
lifizierter Arbeitskräfte 
3.  Die   regionale Versorgung   mit  qualifizierten 
Arbeitskräften und 
4.  Der internationale Vergleich der Versorgung 
mit bestimmten  Kategorien qualifizierter Ar-
beitskräfte. 
Jedes bildungsökonomische Konzept — ob es die 
Überlegung explizit zum Ausdruck bringt oder 
nicht — bezieht sich letztlich auf die Frage, wie 
viele und welche Menschen in welchem Zeitraum 
wie ausgebildet werden sollen. Prinzipiell kann 
diese Frage nur an zwei planerische Bezugssy-
steme geknüpft werden: Soll das Angebot an 
oder die Nachfrage nach Bildung für die Planung 
bestimmend wirken, d. h. motivieren die Restrik-
tionen auf der Angebots- oder diejenigen auf der 
Nachfrageseite die zentrale Argumentation in der 
Bildungsplanung? Anhand dieser beiden Be-
zugsmöglichkeiten können die Schwerpunkte der 
einzelnen Konzepte der Studie folgendermaßen 
systematisiert werden: Die sozio-ökonomische 
Kausalanalyse, der Ansatz der regionalen Ver-
sorgung und der Ansatz des internationalen Ver-
gleichs beinhalten vorwiegend nachfrageorien-
tierte Überlegungen; aus ihnen sind Bedarfskri-
terien ableitbar. Der Flexibilitätsansatz kann so-
wohl angebots- wie nachfrageorientiert interpre-
tiert werden, je nachdem, ob der individuelle oder 
10) So besteht für ein Individuum stets das Risiko, durch die Ausbildung in 
einer inflexiblen Fachrichtung einer inadäquaten Beschäftigung 
nachgehen zu müssen. Restriktive Maßnahmen wie 
die Einführung eines numerus clausus bei relativ flexiblen Fach-
richtungen  erhöhen  dieses  individuelle  Risiko. Vom gesell-
schaftlichen Standpunkt aus muß hingegen auf die Gefahr hin-
gewiesen werden, daß inflexible Berufsklassen Versorgungs-
schwierigkeiten bekommen können. Werden Fachrichtungen, 
welche für solche inflexible Berufsklassen  ausbilden, durch 
restriktive Maßnahmen betroffen, so erhöht sich diese Gefahr. 
11) Widmaier und Riese sind allerdings bei der Bedarfsberechnung für 
einige Berufe inkonsistent zu ihrem Ansatz, der auf 
dem Bombach-Modell aufbaut, abgewichen, indem sie gewisse 
Arbeitskräftekategorien über die Bevölkerung (Dichteziffern) 
vorausschätzen. 
Vgl. G. Bombach, Long-Term Requirements for Qualified Manpower in 
Relation to Economic Growth, in S. E. Harris (ed), Economic Aspects 
of Higher Education (OECD Study Group in the Economics of 
Education), Paris 1964, S. 201—221; H. P. Widrnaier/B. Frey/M. 
Altwegg/A. Krafft/P. Lardi, Bildung und Wirtschaftswachstum, Villingen 
1966. H. RieselTh. Kempf/A. Krafft/H. Schweikert, a.a.O. 
der gesellschaftliche Standpunkt bezogen 
wird
10). Die vier Konzepte sollen in den einzelnen 
Abschnitten noch näher erörtert werden. 
Das Ziel der Studie sind analytische und pro-
gnostische Aussagen über Arbeitskräfte mit 
einem bestimmten Qualifikationsniveau in der 
Bundesrepublik. In einer kausalanalytischen Un-
tersuchung wird der Zusammenhang zwischen 
sozio-ökonomischen Determinanten und Bestän-
den an Arbeitskräften quantifiziert. Aufgrund der 
festgestellten Abhängigkeiten werden anschlie-
ßend diese Arbeitskräfte prognostiziert. Die pro-
gnostische Aussage erstreckt sich auf den Zeit-
raum 1961 bis 1980. Im Gegensatz zum traditio-
nellen Bedarfsansatz wird von der zugrunde ge-
legten Hypothese ausgegangen, daß die qualifi-
zierten und hochqualifizierten Arbeitskräfte in 
einer industrialisierten Volkswirtschaft nicht nur 
durch ökonomische, sondern auch durch soziale, 
demographische und politische Einflußgrößen 
bestimmt werden. Die Erklärung bildungsökono-
mischer Zusammenhänge basiert somit auf einer 
Entwicklung, die einen über den wirtschaftlichen 
hinausgehenden sozio-ökonomischen Bereich 
einbezieht. 
Diese konzeptionelle Erweiterung einer Kausal-
analyse, welche sich auf den Faktor Arbeitskraft 
bezieht, ist die Konsequenz eines zentralen Ein-
wands gegen die traditionellen Bedarfsansätze 
und beruht zugleich auf einer Kritik des beste-
henden bildungsökonomischen Kalküls. Denn 
obwohl nur ein relativ kleiner Teil qualifizierter 
und hochqualifizierter Arbeitskräfte mit der indu-
striellen Entwicklung in Zusammenhang gebracht 
werden kann, haben sich die überwiegenden bil-
dungsökonomischen Modellvorstellungen in ih-
ren grundlegenden Hypothesen bislang von einer 
einseitigen, nur auf die Wirtschaftsentwicklung 
fixierten Sicht nie trennen können
11). Das mag 
wohl seinen historischen Grund darin haben, daß 
einmal der Zusammenhang zwischen Wirt-
schaftswachstum und Bildungskapital aus den 
wachstumstheoretischen Erkenntnissen bzw. aus 
theoretischen Ansätzen zur Erklärung des tech-
nischen Fortschritts als erster und vordergrün-
digster hervorgehoben wurde und daß zum an-
deren durch die politische Perspektive in der 
Nachkriegszeit wachsendes Sozialprodukt pro 
Kopf der Bevölkerung infolge der internationalen 
Rivalität zum zentralen wirtschaftspolitischen 
Ziel der einzelnen Nationen wurde. Man kann 
behaupten, daß nicht mit diesem Wachstum liierte 
Bereiche in der Bildungsforschung vergessen 
oder zumindest nicht für die Arbeitskräfteanalyse 
entdeckt wurden. 
Es mag aber auch einen zweiten Grund für die 
Einseitigkeit herkömmlicher Bildungsmodelle ge-
ben, der allerdings mit dem erstgenannten eng 
verknüpft ist: Es ist nämlich fast unmöglich, 
theoretische Erkenntnisse in den nicht direkt 
wachstumsrelevanten Bereichen statistisch zu 
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terial ist seinerseits ebenfalls nur Ausdruck einer 
einseitig orientierten Theorie. Darüber hinaus 
kann aber auch behauptet werden, daß die Erhe-
bung statistischer Daten eine gewisse Interes-
senlage der hierfür zuständigen Entscheidungs-
träger reflektiert: Solange keine Interessen für 
soziale Bereiche jenseits des Wirtschaftswachs-
tums manifest werden oder solange solche In-
teressen nur von Gruppen vertreten werden, die 
in bezug auf Entscheidungskompetenzen unter-
privilegiert sind, solange besteht nur geringe 
Aussicht, daß diese Bereiche durch statistische 
Erhebungen transparent gemacht werden. 
Der in der Studie gewählte sozio-ökonomische 
Kausalansatz versucht trotzdem, auf Bestim-
mungsgrößen zu rekurrieren, die Bereichen an-
gehören, welche in keinem direkten Konnex zur 
wirtschaftlichen Entwicklung stehen. Daß diese 
Absicht aber lange nicht in dem Ausmaß verfolgt 
werden kann, wie es die theoretischen Überle-
gungen verlangen würden, muß zu einer Kritik an 
den gegebenen Erhebungen Anlaß geben. Dieje-
nigen Indikatoren, welche in der vom Ansatz 
verlangten Disaggregation vorliegen und deshalb 
in die Untersuchung einbezogen werden können, 
beschreiben leider nur einen geringen Teil theo-
retisch relevanter sozialer Gegebenheiten. Nun 
darf aber nicht darüber hinweggesehen werden, 
daß von verschiedenen Seiten ein ständig größer 
werdendes Interesse an der Erhebung sozialer 
Indikatoren bekundet wird
12), das zu einem gro-
ßen Teil gerade einer Reaktion entspricht, wel-
che auf die Einsicht in die Zusammenhänge zwi-
schen der verabsolutierten Realisation wirt-
schaftlichen Wachstums und den daraus entste-
henden sozialen Schäden zurückzuführen ist
13). 
Ein bildungstheoretischer Vorstoß, welcher die 
auf Arbeitskräfte bezogene Kausalanalyse als 
sozio-ökonomische Produktionsfunktionen inter-
pretieren läßt, sollte unter diesem Aspekt auch 
als Vorschlag für die weitere Auswahl und Erhe-
bung von Informationen gesehen werden. Daß 
mit dieser Selektion das bildungspolitische Ziel 
des Ansatzes eine Gewichtsverlagerung von der 
industriellen Produktion auf die Versorgung der 
Bevölkerung mit vorwiegend sozialen Leistungen 
erfährt, zeigt zugleich seine wohlstandstheoreti-
schen Implikationen. 
12) Vgl. z. B. U. S. Department of Health, Education, and Weifare (ed), 
Toward a Social Report, Washington D.C. 1969. Zu einem 
umfassenden Plädoyer zur statistischen Erhebung sozialer 
Indikatoren vgl. auch R. A. Bauer (ed), Social Indi-cators, The MIT 
Press, Cambridge, Mass.-London, England, 1966. 
13) Diese Problematik wird beispielsweise deutlich bei E. J. Mi-shan, 
Growth: The Price We Pay, London 1969. 
14)  Dieser Prozeß dürfte bei Fortschreibung von Berufsbeständen 
noch gravierender sein, als er bei Fachrichtungsbeständen ist. 
15) Ein ähnlicher Prozeß würde sich bei einer nationalen Bevölke-
rungsfortschreibung ergeben, die lediglich Sterbeziffern berücksichtigt, 
internationale Wanderungssalden aber vernachlässigt. 
Der Analyse des Zusammenhangs zwischen ver-
schiedenen Kategorien von Arbeitskräften und 
sozio-ökonomischen Indikatoren liegen Beob-
achtungen zugrunde, die sich auf Arbeitskräfte-
bestände beziehen. Die Untersuchung will somit 
feststellen, auf welche positiv oder negativ wir-
kenden Faktoren das quantitative Ausmaß und 
die qualitative Zusammensetzung dieser Bestän-
de zurückzuführen sind. Was auf der Grundlage 
dieser Analyse prognostiziert wird, beruht dem-
gemäß nur auf der Fragestellung, wieweit zu er-
warten ist, daß sich diese Bestände verändern, 
wenn sich die erklärenden Faktoren bei gleich-
bleibendem Erklärungswert verändern. Es wird in 
der Studie darauf verzichtet, aus der Prognose 
von Arbeitskräftebeständen Bedarfsgrößen ab-
zuleiten. Damit endet die Studie eine Stufe früher 
als andere Untersuchungen, die gleiche Frage-
stellungen zum Inhalt haben, ihre Aussagen aber 
bis zu den Anforderungen an das Bildungssy-
stem führen. Dies kann sicher als Mangel der 
Studie empfunden werden, sollte aber wie ge-
sagt lediglich als frühzeitiger Abbruch gewertet 
werden. Im folgenden soll deutlich werden, war-
um wir uns entschlossen haben, die Studie nur 
bis zur Bestandsermittlung zu führen. Das her-
kömmliche und vom statistischen Material 
eigentlich einzig durchführbare Konzept der Be-
darfsermittlung ist das folgende: Die Bestands-
änderung zwischen den Prognosejahren wird 
als Neubedarf definiert. Die Bestandsänderun-
gen aufgrund von Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben werden als Ersatzbedarf interpre-
tiert. Der Neubedarf könnte also direkt aus der 
Studie ermittelt werden. Zur Ermittlung des Er-
satzbedarfs müssen Annahmen über die alters-
spezifische Sterberate und Erwerbsquote ge-
macht werden. Nur dann ist es möglich, die Er-
werbsbevölkerung nach einzelnen Fachrichtun-
gen von Jahr zu Jahr fortzuschreiben und somit 
einen „Ersatzbedarf“ zu ermitteln. Nun ist es 
aber denkbar, daß die Erwerbspersonen im Laufe 
ihres Erwerbslebens ihre Fachrichtungsmerkmale 
ändern, sei es durch Weiterbildung oder durch 
Umschulung, so daß sie in verschiedenen Le-
bensaltern in unterschiedlichen Merkmalsklas-
sen erscheinen
14). Tritt dieser Prozeß ein, so 
werden Bestände fortgeschrieben, die in der 
Realität schon lange nicht mehr in der Größen-
ordnung sind, wie sie das Fortschreibungsmodell 
postuliert
15). Da keinerlei Angaben über das 
Ausmaß dieses Prozesses vorliegen, können sich 
große systematische Fehler bei der Berechnung 
des „Ersatzbedarfs“ ergeben. Ferner scheint es 
uns problematisch, den Bestand zwischen zwei 
Prognosezeitpunkten absterben zu lassen, ohne 
ihn dabei um die Neuzugänge zu vermehren; 
denn der Ersatzbedarf der nächsten Periode wird 
stark von den Neuzugängen der Vorperiode 
determiniert. Z. B. dürfte es für den Ersatzbedarf 
einer Periode wesentlich sein, ob der Ersatzbe-
darf der Vorperiode durch junge oder ältere Er- 
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deckt wird, oder ob er als unbefriedigter Ersatzbe-
darf in die nächste Periode mitübernommen wer-
den muß. Solange also keine Angebotsgrößen, 
gegliedert nach Fachrichtung, Alter und — bei 
unserem Disaggregationsgrad — auch noch nach 
Bildungsniveau, bekannt sind, scheint uns eine 
Ersatzbedarfsrechnung im herkömmlichen Sinne 
zu problematisch. 
Vom Ansatz der sozio-ökonomischen Kausalana-
lyse stellen sich gewisse Bedingungen an das 
statistische Material, welche sich z. T. vom stati-
stisch-methodischen Standpunkt aus ergeben 
und teilweise einer gewissen innovatorischen 
Weiterentwicklung der traditionellen Bedarfsfor-
schung entsprechen. 
Wenn man annimmt, daß eine Entwicklung, sei 
sie durch wirtschaftliche oder darüber hinaus 
auch durch sozio-demographische Faktoren be-
stimmt, sich auf Arbeitskräftebestände auswirkt, 
die gewisse Berufe ausüben, dann sind Anhalts-
punkte für die Bildungspolitik nur zu erkennen, 
wenn man diese Berufsbestände in solche nach 
Fachrichtungen  transponiert. Das Bildungssy-
stem vermittelt — anders ausgedrückt — eine an 
Fachrichtungen orientierte Ausbildung, und die 
so ausgebildeten Arbeitskräfte entscheiden sich 
für die verschiedenen Berufe. Bildungsökonomi-
sche Ansätze in der Bundesrepublik mußten bis-
her diese Transformation deshalb unterstellen, 
weil das statistische Material keinen Aufschluß 
über die Entwicklung der nach Fachrichtungen 
geordneten Erwerbspersonen gab
16). Nun kann 
aber durch das in dieser Studie verwendete sta-
tistische Material — indem aus einer Quer-
schnittsanalyse auf einen zeitlichen Verlauf ge-
schlossen wird — eine direkte Verkettung zwi-
schen ökonomischer und/oder sozio-ökonomi-
scher Entwicklung und Bildungssystem ermög-
licht werden. 
Bei einer großen Zahl von Fachrichtungen ist 
eine direkte Verbindung zwischen Ausbildungs-
richtung und Beruf sowieso gegeben (Beispiel: 
Fachrichtung Medizin und Berufsklasse Ärzte). 
Was aber wichtiger erscheint ist, daß die still-
schweigende Implikation aller Transformations-
verfahren, in einer bestimmten Fachrichtung 
ausgebildete Arbeitskräfte zeigten eine über die 
Zeit unveränderte Verteilung auf die einzelnen 
Berufe (konstante Fachrichtungs-Berufs-Struk-
tur), durch den direkteren Ansatz eliminiert wird. 
Man hat somit einen unproblematischeren Weg, 
von den Gegebenheiten des Arbeitsmarktes zu 
bildungspolitischen Entscheidungen zu gelangen, 
eingeschlagen. 
Verschiedene Gründe bestimmen den Grad, bis 
zu welchem die zu erklärenden Arbeitskräftebe- 
16) In der Volks- und Berufszählung 1961 wurde erstmals nach den 
entsprechenden Ausbildungsmerkmalen gefragt, die eine Auf-
gliederung der Erwerbspersonen nach Fachrichtungen ermöglichen. 
stände disaggregiert werden sollen. Der Total-
bestand an Erwerbspersonen wird in der Unter-
suchung auf ein Aggregationsniveau von 45 
Fachrichtungen  gebracht. Das ist — von den 
Ausbildungsfunktionen her gesehen, welche die 
nach Fachrichtungen gesonderten Arbeitskräfte 
ausüben — eine relativ feine Differenzierung, die 
auch dem Homogenitätskriterium gerecht wird, 
gleiche oder sehr ähnliche Ausbildungsfunktio-
nen zusammenzuschließen. Durch diese Auf-
spaltung in 45 Fachrichtungen werden detaillierte 
Rückschlüsse auf das Bildungssystem ermög-
licht. Sodann werden die nach Fachrichtungen 
unterteilten Erwerbspersonen nach zwei Bil-
dungsniveaus  unterschieden, nämlich nach Ab-
solventen der Fach- und Berufsfachschulen und 
Absolventen der Hochschulen. Mit dieser Eintei-
lung ist — wie bei der Unterscheidung nach 
Fachrichtungen — eine funktionale Disaggrega-
tion des Faktors Arbeitskraft beabsichtigt. Im 
weiteren erfolgt eine Aufteilung der zu analysie-
renden Erwerbspersonen auf sechs Wirtschafts-
sektoren. Anhand dieser Aufteilung sind Hinwei-
se dafür zu erhalten, in welchem Sektor mit wel-
chem Ausmaß Leistungen qualifizierter und 
hochqualifizierter Arbeitskräfte erbracht werden. 
Im Zusammenhang mit der Versorgung der Be-
völkerung mit gewissen Leistungen kann dies 
von Interesse sein. Schließlich erfolgt eine Auf-
teilung der nach Fachrichtungen, Bildungsnive-
aus und Sektoren disaggregierten Erwerbsper-
sonen nach 115 Regionen. Diese Aufteilung er-
füllt zwei Funktionen: einmal wird sie durch den 
gewählten methodischen Ansatz bedingt, zum 
anderen liefert sie Informationen über die regio-
nalen Versorgungslagen hinsichtlich bestimmter 
qualifizierter und hochqualifizierter Arbeitskräfte. 
Der Flexibilitätsansatz muß als Versuch gewertet 
werden, den Fachrichtungs-Berufsklassen-Zu-
sammenhang von zwei Seiten zu untersuchen 
und die Spielräume in den Beziehungen zwi-
schen Ausbildung und Beschäftigung aufzuzei-
gen. Diese Analyse könnte als eigenständiger 
Ansatz verstanden werden. Die in ihm implizier-
ten Wohlstandsziele können sich von zwei Ge-
sichtspunkten aus ergeben. Daraus folgt eine di-
chotome Stellung dieses Ansatzes. Die Gegen-
sätze Ausbildung mit möglichst umfassenden 
Beschäftigungsmöglichkeiten und Ausbildung mit 
enger beschäftigungsspezifischer Ausrichtung 
können nämlich unter individuellen wie unter ge-
sellschaftlichen Aspekten beurteilt werden. Sind 
im einen Fall die Neigungen der Individuen in 
bezug auf ein gegebenes Spektrum verschiede-
ner Beschäftigungsmöglichkeiten eng bzw. weit 
gestreut, so müßten die Investitionen im Bil-
dungssystem so vorgenommen werden, daß die 
diesen Neigungen entsprechende Ausbildung 
hinsichtlich ganz spezifischer bzw. allgemeiner 
Beschäftigungsmöglichkeiten vermittelt wird. Im 
ändern Fall richten sich die Entscheidungen über 
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beschäftigungsspezifisch ausgebildete Arbeits-
kräfte oder eher Arbeitskräfte, welche eine nicht 
an einzelne Beschäftigungsmöglichkeiten gebun-
dene Ausbildung erhalten haben, in der Lage 
sind, zukünftige Bedürfnisse der Gesellschaft zu 
erfüllen. Bildet man Arbeitskräfte streng limitiert 
nach einzelnen Beschäftigungsmöglichkeiten 
aus, besteht einerseits das Risiko, daß soziale 
Härten als Folge einer fehlgeplanten Beschäfti-
gungsstruktur auftreten, andererseits die Chance, 
daß Arbeitskräfte gerade die ihrer Ausbildung 
entsprechende Beschäftigung ausüben. Ein in-
teressanter Aspekt dieses Investitionskriteriums 
ergibt sich dann, wenn verschiedene autonome 
Raten des technischen Fortschritts, welcher die 
Beschäftigungsstruktur beeinflußt, angenommen 
werden und gefragt wird, wie beschäftigungs-
spezifisch Arbeitskräfte auszubilden sind, damit 
diese Entwicklung mit minimalem Ausbildungs-
aufwand bewältigt werden kann. 
Der Ansatz der regionalen Versorgung, dem eine 
autonome Stellung ebenfalls nicht abgesprochen 
werden kann, basiert auf Zielen der regionalen 
Verteilung von qualifizierten und hochqualifizier-
ten Arbeitskräften bzw. auf der regionalen 
Gleichheit menschlicher Lebenschancen. Aus 
dieser Verteilungsproblematik ergibt sich ver-
nünftigerweise, daß der Schwerpunkt der Analy-
se bei jenen Arbeitskräften liegt, welche den Ver-
sorgungsdienstleistungen zuzuordnen sind. Eine 
Konfrontation der tatsächlichen Verteilung dieser 
Arbeitskräfte mit der verfassungsmäßig postu-
lierten Chancengleichheit läßt die festgestellten 
Diskrepanzen in der Versorgungslage verschie-
dener Regionen zu einem aktuellen regionalpoli-
tischen Allokationsproblem werden. In die Aus-
bildung von Arbeitskräften bestimmter Fachrich-
tungen müßte dann soviel investiert werden, wie 
es die Maßnahmen zu einer bestimmten Nivellie-
rung der regionalen versorgungsmäßigen Unter-
schiede verlangen. 
Der Ansatz des internationalen Vergleichs be-
zieht sich in der Studie nur auf die Analyse eini-
ger weniger Fachrichtungen; prinzipiell könnte 
dieser Vergleich jedoch auf sämtliche in der 
Studie untersuchten Fachrichtungen ausgedehnt 
werden, wobei aber sein Gewicht — logischer-
weise gleich wie beim regionalen Versorgungs-
ansatz — bei den Versorgungsdienstleistungen 
zu setzen wäre. Die im internationalen Vergleich 
enthaltenen Wohlstandsziele beziehen sich auf 
Nachahmungseffekte, d. h. auf das Bestreben 
schlechter versorgter Nationen, mit einem zeitli-
chen Abstand auf das Niveau der besser ver-
sorgten Nationen zu gelangen. Investitionen in 
Bildung und Ausbildung müßten sich demnach 
danach richten, in welcher Zeit das Niveau eines 
besser versorgten Landes erreicht werden soll. 
Mit diesen Ansätzen, die sich auf die Analyse der 
Flexibilität, der regionalen Versorgung und des 
internationalen Vergleichs stützen, sind jeweils 
ganz spezifische Schwierigkeiten verbunden, die 
in der Studie, welche diese Ansätze zur Relati-
vierung der sozio-ökonomischen Kausalanalyse 
heranzieht, nicht beseitigt werden. So ist beim 
Flexibilitätsansatz das Problem, wie Flexibilitäts-
grade der einzelnen Fachrichtungen zu gewich-
ten sind, damit Kriterien für den quantitativen 
Ausbau des Bildungssystems abgeleitet werden 
können, nicht gelöst; aus der Flexibilitätsanalyse 
gehen somit nur qualitative Merkmale hervor. 
Der Ansatz der regionalen Versorgung abstra-
hiert in heroischer Weise von sämtlichen Über-
legungen, wie die regionale Nivellierung der 
Versorgung mit Arbeitskräften zu erreichen ist. 
Und der internationale Vergleich gibt keine Hin-
weise dafür, welche Diskrepanzen der zwischen 
Nationen bestehenden Versorgungslagen bis zu 
welchem Grad und in welcher Zeit abgebaut sein 
sollen. Trotz dieser Schwächen, welche die ein-
zelnen Ansätze aufweisen, können Kriterien zur 
Relativierung der sozio-ökonomischen Kausalana-
lyse unter bestimmten Vorbehalten abgeleitet 
werden. 
3. Sozio-ökonomische Kausalanalyse 
Ein wesentlicher Anreiz zur Durchführung dieser 
Studie lag in der Verfügbarkeit eines statistischen 
Instrumentariums, das schon lange auf seine An-
wendung im Bereich der Bildungsökonomie war-
tete. Aus zwei Gründen kann heute, nach Ab-
schluß der Untersuchung, noch nicht entschie-
den werden, ob das Instrument mit Erfolg ange-
wandt wurde. Erstens können die für die Anwen-
dung des Instrumentariums notwendigen Modell-
annahmen nicht falsifiziert werden. Zweitens 
kann die Richtigkeit der prognostizierten Fach-
richtungsbestände nicht einmal für das bereits 
zurückliegende Jahr 1970 überprüft werden. Um 
so dringender scheint es uns zu sein, auch an 
dieser Stelle die angewandten Methoden zur 
Diskussion zu stellen. 
Für die Anwendung des statistischen Verfahrens 
auf unser empirisches Material sind an verschie-
denen Stellen stark vereinfachende Annahmen 
nötig. Um dem Leser einen Eindruck des Stel-
lenwerts dieser Studie in statistisch-methodi-
scher Hinsicht zu geben, sollen hier die wesent-
lichsten Abschnitte des methodischen Vorgehens 
in der sozio-ökonomischen Kausalanalyse aufge-
zeigt werden. 
Diese sind die Verwendung von Einzelgleichun-
gen, die Verwendung der schrittweisen Regres-
sion, die Kausalanalyse mit Hilfe von regionalen 
Querschnittsdaten und die Prognose der exoge-
nen und der endogenen Variablen. 
Der Zusammenhang zwischen Beständen an Er-
werbspersonen einer Fachrichtung und den so-
zio-ökonomischen Variablen wird durch multiple 
lineare Einzelgleichungen erfaßt. Auf Einzelglei- 
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17) Die Methode wurde wegen ihres hohen Rechenaufwands direkt auf 
Computereinsatz hin entwickelt. 
Siehe hierzu: M. A. Efroymson, Multiple Regression Analysis, in: A. 
Ralston/H. S. Wilf, Mathematical Methods for Digital Computers, New 
York 1967; 
W. J. Dixon, Biometrical Computer Programs, University of California 
Press, 1968. 
 
In Verbindung mit der schrittweisen Regres-
sion wird die Kausalanalyse mit Hilfe von regio-
nalen Querschnittsdaten durchgeführt. Die 
Beobachtungen zur Schätzung der Regressions-
gleichungen beziehen sich auf einen Zeitpunkt. 
Um den Zusammenhang zwischen Beständen an 
Erwerbspersonen einzelner Fachrichtungen (en-
dogene Variablen) und sozio-ökonomischen Va-
riablen (exogene Variablen) erfassen zu können, 
sind wir auf viele Beobachtungen für die einzel-
nen Variablen angewiesen. Solche Beobachtun-
gen können entweder aus Zeitreihen gewonnen 
werden oder aus verschiedenen Einheiten, die zu 
einem bestimmten Zeitpunkt unterschiedliche 
Ausprägungen aufweisen. Letzteres Vorgehen 
bezeichnet man als Querschnittsbeobachtung. 
Für die Zeitreihenanalyse liegen in der Bundes- 
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ten Disaggregationsgrad der Fachrichtungsbe-
stände keine Daten vor. So müssen Quer-
schnittsbeobachtungen herangezogen werden, 
wobei als Einheiten 115 Regionen der Bundesre-
publik gewählt werden, in denen für das Jahr 
1961 Daten für die exogenen und die endogenen 
Variablen verfügbar sind. Mit Hilfe dieser Quer-
schnittsdaten können also die Zusammenhänge 
zwischen den Fachrichtungsbeständen und den 
sozio-ökonomischen Variablen in der Bundesre-
publik geschätzt werden. Die so ermittelten Fi-
nalgleichungen werden zu einer Bundesglei-
chung gewichtet. Das ist aus zwei Gründen not-
wendig. 
Erstens müssen Bestandszahlen für qualifizierte 
und hochqualifizierte Erwerbstätige auf Bundes-
ebene ermittelt werden. Das wäre natürlich 
theoretisch möglich, indem die regionalen Be-
standszahlen prognostiziert und dann zu Bun-
deszahlen aggregiert würden. Dieses Vorgehen 
müßte aber mit einer nicht zu bewältigenden re-
gionalspezifischen Analyse und Prognose gelöst 
werden. 
Zweitens sind die erklärenden Variablen auf re-
gionaler Ebene nur für das Jahr 1961 vorhanden. 
Für die Entwicklung der erklärenden Variablen 
liegen aber auf Bundesebene  Zeitreihen der 
Vergangenheit vor, die Anhaltspunkte für die 
Entwicklung dieser Reihen in der Zukunft liefern. 
Durch die Gewichtung der repräsentativen Re-
gionalgleichung auf eine Bundesgleichung kön-
nen die erklärenden Bundesvariablen für die 
Prognose verwendet werden. Erst hierdurch wird 
der Prognoseansatz, ausgehend von einer Quer-
schnittsanalyse, überhaupt empirisch durchführ-
bar. 
Bei der Prognose der exogenen und der endo-
genen Variablen wird folgendermaßen vorge-
gangen: 
Die auf Bundesebene in ihrer zeitlichen Entwick-
lung beobachtbaren exogenen Variablen werden 
autonom  prognostiziert. Dabei werden teils 
Trendextrapolationen vorgenommen, teils bereits 
durchgeführte Prognosen anderer öffentlicher 
und privater Institutionen übernommen. Die pro-
gnostizierten exogenen Variablen werden in die 
geschätzten Bundesgleichungen eingesetzt und 
ergeben somit Punktprognosen der zu erwarten-
den Bestände an Erwerbspersonen der einzelnen 
Fachrichtungen. Damit ist die Treffsicherheit der 
Prognose abhängig von der Gültigkeit der Pro-
gnose der exogenen Variablen. Eine wesentliche 
Stärke unseres Regressionsmodells liegt gerade 
darin, daß Analyse und Prognose völlig unab-
hängig voneinander durchgeführt werden. Damit 
kann bei gewellter oder unbeabsichtigter Abwei-
chung der exogenen Variablen von den in unse-
rer Studie prognostizierten Werten sofort die 
Implikation der Abweichung auf die Bestände der 
Fachrichtungen erkannt werden. 
Praktisch würde es unser Ansatz erlauben, bei 
alternativen Zielvorgaben der exogenen Variab-
len die Implikationen auf die Fachrichtungsbe-
stände zu erkennen. Damit bekäme unser öko-
nometrisches Erklärungsmodell die Funktion 
eines Entscheidungsmodells. Da solche Ziele 
nicht vorgegeben sind, werden aus der Zahl 
möglicher Realisationen der exogenen Variablen 
diejenigen ausgewählt, die aufgrund der Vergan-
genheitsbeobachtungen für die Zukunftsentwick-
lung am plausibelsten erscheinen. 
Somit sind auch die ausgewiesenen Fachrich-
tungsbestände Prognosen aufgrund plausibler 
Entwicklungen der exogenen Variablen. Die 
Fachrichtungsprognosen werden also nur zutrfef-
fen, wenn die Entwicklung der exogenen Variab-
len der prognostizierten Entwicklung entspricht 
und wenn die Struktur der geschätzten Glei-
chungen die gleiche wie im Beobachtungszeit-
punkt bleibt. D. h. alle Einflüsse, wie sie durch 
die Gleichungen zum Ausdruck kommen, müssen 
im Prognosezeitpunkt die gleichen sein wie im 
Beobachtungszeitpunkt. Wir haben in unserer 
Studie bei keiner Gleichung überprüft, inwieweit 
die Annahme der Konstanz der Struktur gerecht-
fertigt ist. Es ist sogar anzunehmen, daß in wei-
ten Bereichen unserer Volkswirtschaft im Laufe 
der Zeit allein wegen sich verändernden Pro-
duktionsweisen mit andersgearteten Erklärungs-
zusammenhängen zu rechnen ist. Dies gilt so-
wohl für den Grad des Einflusses einzelner Pa-
rameter als auch für den Erklärungszusammen-
hang zwischen den Variablen. Insofern stellt das 
hier verwendete Verfahren einen Methodenrigo-
rismus dar, über dessen Rechtfertigung in der 
Studie selbst relativ wenig ausgesagt wird., 
4. Flexibilitätsansatz 
Die in der Studie analysierten Daten über Erwerbs-
personen können sowohl nach Fachrichtungen wie 
nach Berufsklassen aufgeschlüsselt werden. Im 
ersten Fall werden Arbeitskräfte nach Merkmalen 
ihrer Ausbildung, im zweiten Fall nach Merkmalen 
ihrer Beschäftigung disaggregiert. Die Flexibili-
tätsanalyse geht davon aus, daß zwischen Aus-
bildung und Beschäftigung sowie zwischen Be-
schäftigung und Ausbildung Zusammenhänge 
bestehen. Diese Zusammenhänge können als 
Ausweichsmöglichkeiten aufgefaßt werden, wo-
bei sich bildungspolitische Ziele auf einen zu er-
reichenden Grad solcher Ausweichsmöglichkei-
ten beziehen können. 
Wenn im folgenden gemeint ist, daß eine Fach-
richtung, d. h. ein bestimmter Ausbildungsweg 
Beschäftigungsmöglichkeiten in verschiedenen 
Berufen eröffnet, so wird von Fachrichtungsfle-
xibilität gesprochen; diese bringt die Verteilung 
von Arbeitskräften einer Fachrichtung auf ver-
schiedene Berufsklassen zum Ausdruck. Werden 
Ausweichsmöglichkeiten darin gesehen, daß sich 
in einem bestimmten Beruf beschäftigte Arbeits- 
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d.h. Fachrichtungen rekrutieren lassen, so soll von 
Berufsflexibilität  die Rede sein; diese zeigt die 
Verteilung von Arbeitskräften einer Berufsklasse 
auf verschiedene Fachrichtungen. Bereits hier 
kann auf bildungspolitische Konsequenzen 
unterschiedlicher Flexibilitätsgrade — seien diese 
auf Fachrichtungen oder auf Berufsklassen 
bezogen — hingewiesen werden. Im allgemeinen 
verteilen sich in einem System, in welchem die 
Ausbildungs-Beschäftigungs-Beziehungen 
flexibel sind, die Lasten auftretender Engpässe 
besser als in einem System inflexibler 
Beziehungen. Desgleichen muß sich eine Fehl-
planung in einzelnen Ausbildungsbereichen für 
den gesamten Ausbildungsbereich nicht bemerk-
bar machen, wenn eine gewisse Flexibilität 
der Ausbildungs-Beschäftigungs-Beziehungen be-
steht. Um die bildungspolitischen Konsequenzen 
unterschiedlicher Flexibilitätsgrade im speziellen 
zu verdeutlichen, wird bei der Beurteilung der 
Flexibilität einzelner Fachrichtungen oder Be-
rufsklassen von zwei Argumentationsebenen 
ausgegangen. Im einen Fall soll die produktions-
technische Argumentation die bildungspolitische 
Diskussion bestimmen, im anderen Fall die Ar-
gumentation aus der individuellen Ausbildungs-
perspektive. Bei der produktionstechnischen Ar-
gumentation sollen die Folgen interessieren, 
welche sich aus einem erhöhten Bedarf an Ar-
beitskräften in einem Beschäftigungsbereich er-
geben; bei der Argumentation aus dem Ge-
sichtspunkt der individuellen Ausbildung sollen 
diejenigen Folgen interessieren, welche sich aus 
einem abnehmenden Bedarf an Arbeitskräften in 
einem Beschäftigungsbereich ergeben. Eine ce-
teris-paribus-Betrachtung läßt dann folgende 
Schlüsse zu: Im Gegensatz zu einer hohen ist 
eine niedrige Berufsflexibilität die schlechtere 
Voraussetzung zur reibungslosen Anpassung 
des Arbeitskräftepotentials an produktionstech-
nisch erwünschten zunehmenden Arbeitskräfte-
bedarf im entsprechenden Beschäftigungsbe-
reich. Diese Voraussetzung verschlechtert sich 
noch, je höher die Flexibilität der Fachrichtungen 
ist, aus welchen sich die Arbeitskräfte in diesem 
Beschäftigungsfeld rekrutieren. Zur individuellen 
Beschäftigungslage von Arbeitskräften kann ge-
sagt werden, daß im Gegensatz zu einer hohen 
eine niedrige Fachrichtungsflexibilität die 
schlechtere Voraussetzung zur Beschäftigung 
(Absorption) dieser Arbeitskräfte ist, wenn der 
Arbeitskräftebedarf des entsprechenden Be-
schäftigungsbereichs abnimmt. Diese Vorausset-
zung verschlechtert sich noch, je höher die Be-
rufsflexibilität des relevanten Beschäftigungsbe-
reichs ist. 
18) So brauchte es z. B. auch Analysen über die Entstehung neuer 
Berufe. Vgl. z. B. zur Beeinflussung der Berufsstruktur durch den tech-
nischen Fortschritt E. Ulrich/M. Lahner, Zur Prognose „neuer Berufe“, 
in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 3. Jg., H. 
1, 1970, S. 33—44. 
Fachrichtungs- oder Berufsflexibilitäten für be-
stimmte Ausbildungs-Beschäftigungs-Bereiche 
hoch zu halten, kann also durchaus das bil-
dungspolitische Interesse widerspiegeln, gute 
Voraussetzungen für die Deckung eines erhöh-
ten Arbeitskräftebedarfs in einem Beschäfti-
gungsfeld und/oder gute Voraussetzungen für 
die Beschäftigungschancen von Arbeitskräften 
mit einer bestimmten Ausbildung zu schaffen. 
Die Festlegung oder Auflockerung von Ausbil-
dungsgängen hinsichtlich der Berechtigung einer 
bestimmten Berufsausübung und Entscheidun-
gen über vom Bildungssystem zu vermittelnde 
Ausbildungsinhalte sind wichtige Maßnahmen 
zur Durchsetzung solcher bildungspolitischer In-
teressen. 
Die Messung der Flexibilität ist nicht unproble-
matisch. Das in der Studie verwendete Maß setzt 
sich aus drei Komponenten zusammen: für die 
Fachrichtungsflexibilität aus 
—  der Anzahl adäquater Berufsklassen 
—  dem Anteil der in einer Fachrichtung adäquat 
Beschäftigten 
—  und der Verteilung dieser adäquat Beschäf-
tigten auf die Berufsklassen, 
für die Berufsflexibilität aus 
—  der Anzahl adäquater Fachrichtungen 
—  dem Anteil der in einer Berufsklasse adäquat 
Beschäftigten 
—  und der Verteilung dieser adäquat Beschäf-
tigten auf die Fachrichtungen. 
Solange die verschiedenen Beschäftigungen 
nicht eindeutig den einzelnen Ausbildungsinhal-
ten zurechenbar und Ausbildungsinhalte nicht 
restlos bekannt sind, ist natürlich das, was man 
unter adäquater Beschäftigung bzw. Ausbildung 
zu verstehen hat, nicht scharf abzugrenzen. Die 
in der Studie verwendeten Flexibilitätsmaße lei-
den sicherlich gerade unter diesem Mangel, weil 
das statistische Material eine eindeutige Zuord-
nung von Ausbildungsinhalten zu Beschäfti-
gungsmerkmalen bis heute nicht zuläßt. Aber 
selbst bei der Möglichkeit einer vollständigen 
Zuordnung leidet das Flexibilitätsmaß unter sei-
nem statischen Charakter, weil es Ausbildungs-
anforderungen, welche aus sich ändernden Be-
rufsanforderungen resultieren, vernachlässigt
18). 
5. Ansatz der regionalen Versorgung 
Im Gegensatz zum nationalen und internationalen 
Regressionsansatz, die beide zur Prognose der 
globalen  Fachrichtungsbestände in der Bundes-
republik Deutschland führen, arbeitet der regio-
nale Versorgungsansatz auf einem niedrigeren 
Aggregationsniveau, indem er Bedarfsprognosen 
für Regierungsbezirke liefert. Damit werden dem 
politischen Entscheidungsträger neben der Grö-
ßenordnung des Bedarfs gleichzeitig Richtlinien 
für dessen regionale Verteilung gegeben. 
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siblen oder zu erwartenden Entwicklung exoge-
ner Variablen abgeleitet, sondern die Richtlinien 
zur Bedarfsfixierung werden aus einer explizit 
genannten Ziel- oder Normvorstellung über den 
zu erreichenden Versorgungsstand der Regionen 
mit bestimmten Arbeitskräften entwickelt. 
Ausgehend von einem verfassungsmäßig garan-
tiertem Recht auf gleiche Lebensbedingungen
19), 
ist es geboten, die Regionen auf diese Gleichheit 
(Verfassungswirklichkeit) hin zu untersuchen 
und bei einer starken Disparität einen Prozeß 
einzuleiten, der diese Disparität beseitigt. 
Der Ansatz untersucht die regionale über- und 
Unterversorgung mit Arbeitskräften in versor-
gungsrelevanten Wirtschaftssektoren. Nicht alle 
Arbeitskräfte üben eine direkte Funktion auf die 
Versorgungslage einer Region aus. Es werden 
deshalb nur die Bestände untersucht, die ihre 
Beschäftigung im Versorgungssektor der Region 
finden. Solche Sektoren sind: Das Gesundheits-
system, das Ausbildungssystem, das Gaststät-
ten- und Beherbergungswesen, die Kulturberei-
che usw. 
Um die verschiedenen Versorgungslagen der 
Regionen erfassen zu können, ist es notwendig, 
ein gemeinsames Bezugssystem für die Arbeits-
kräfte in den einzelnen Versorgungssektoren zu 
haben. Als günstiges Bezugsmaß bieten sich 
hierfür Dichteziffern an, die die Fachrichtungs-
bestände auf die Größe der Bevölkerung einer 
Region beziehen. Genauso wie die Fachrich-
tungsbestände nach ihren sektoralen Kompo-
nenten aufgespalten werden (z. B. Lehrer nach 
Gymnasial- und sonstigen Lehrern), um eine be-
stimmte Versorgung erkennen zu können, kann 
auch die Bevölkerung als Bezugsgröße nach ge-
eigneten Komponenten aufgegliedert werden 
(z. B. nach den 10- bis 20jährigen), um ein aussage-
kräftiges Versorgungsmaß (Gymnasiallehrer/ 
10- bis 20jährige der Bevölkerung) zu gewinnen. 
Bevor also von Unter- oder Uberversorgung 
einer Region gesprochen werden kann, müssen 
durch geeignete Analysen aus dem statistischen 
Material diejenigen Komponenten herausgefiltert 
werden, die eine Versorgung mit bestimmten Ar-
beitskräften im Sinne gleicher Lebenschancen 
ausmachen. Es nützt also wenig, einfach Ärzte- 
19)  Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 2 und 3. 
Grundgesetz für die  Bundesrepublik Deutschland,  Art.  106, 
Abs. 4, Nr. 3. Hier wird gefordert, daß „die Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet gewahrt wird“. Konkretisiert 
wurde diese Forderung im Raumordnungsgesetz vom 8. 4. 
1965. In § 2, Abs. 1 dieses Gesetzes heißt es u. a.: „In Gebieten, 
in denen die Lebensbedingungen in ihrer Gesamtheit im Verhältnis     
zum   Bundsdurchschnitt   wesentlich   zurückgeblieben 
sind oder ein solches Zurückbleiben zu befürchten ist, sollen 
die allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse sowie die 
kulturellen Einrichtungen verbessert werden.“ 
20)  So findet sich im Gesundheitsbericht 1970 eine Dichteziffer von 
630 Einwohnern je Arzt, bei der die ärztliche Versorgung der 
Bevölkerung sichergestellt ist. 
Vgl. Bundesrepublik Deutschland, der Bundeskanzler, Gesund-
heitsbericht 1970, S. 149. 
dichten als Versorgungsmaß zu verwenden, 
wenn man sich nicht vergewissert hat, ob diese 
Ärzte wirklich im Versorgungssektor tätig sind 
oder ob eine Region zwar relativ zur Bevölkerung 
viele Ärzte aufweist, von denen aber der größte 
Teil z. B. in der Industrie beschäftigt ist und damit 
für eine Versorgung der Bevölkerung mit ärztli-
chen Dienstleistungen nur indirekt in Frage 
kommt. 
Nach dieser auf echte Versorgungslagen hin 
durchgeführten Analyse stellt sich als nächstes 
das Problem einer Normversorgung.  Am ein-
fachsten ist es, wenn von politischer Seite 
Normdichten vorgegeben werden, aus denen bei 
festgelegtem Zeithorizont für jede Region der 
fachrichtungsspezifische Arbeitskräftebedarf aus 
der Differenz der regionalen Dichte zur Norm-
dichte ermittelt wird und Bevölkerungsprogno-
sen für die Regionen vorliegen. Solche Richtli-
nien werden heute teilweise bereits von politi-
schen Entscheidungsträgern explizit genannt
20). 
Der Bildungsplaner hat dann lediglich die Aufga-
be, den Weg zur Verwirklichung der Richtlinien 
aufzuzeigen. — Auf der anderen Seite kann aber 
der Bildungsplaner einen wesentlichen Beitrag 
zur Gewinnung dieser Normdichten liefern, in-
dem er einmal durch Analyse auf bereits er-
reichte Versorgungen hinweist, zum ändern in-
dem er die Implikationen alternativer Versorgun-
gen durchspielt und dem Bildungspolitiker ein 
Instrument liefert, aufgrund dessen dieser das 
Machbare festlegt. Interessant sind z. B. die Im-
plikationen, die sich für das Ausbildungssystem 
ergeben, falls im Versorgungssektor in Zukunft 
in allen Regionen eine Versorgung erreicht wer-
den soll, wie sie im Augenblick im Durchschnitt 
des gesamten Bundesgebiets herrscht. Oder die 
Region mit der heute besten Versorgungslage 
kann als Norm für die Versorgung der anderen 
Regionen gelten, wenn man sich auf den Stand-
punkt stellt, daß Gleichheit und Lebenschancen 
die allgemeine Realisierung des heute bereits 
Machbaren bedeutet. Diese Anpassungsprozesse 
erfolgen für die einzelnen Fachrichtungen auf 
unterschiedliche Weise, und man kann vielleicht 
schon von Gleichheit der Lebenschancen spre-
chen, wenn z. B. eine Region im Ausbildungswe-
sen besser, dafür aber im Gesundheitswesen et-
was schlechter als eine andere Region versorgt 
ist. Das heißt aber, daß die Versorgungslage 
einer Region nicht nur aus der Versorgung mit 
Arbeitskräften einer einzelnen Fachrichtung ab-
geleitet werden kann, sondern es muß ein Ge-
samtindex über alle Fachrichtungen für jede Re-
gion entwickelt werden, bei dem gegebenenfalls 
eine gute Gesundheitsversorgung durch eine et-
was schlechtere Versorgung im Bildungssektor 
kompensiert werden kann. Um bei einem Ver-
gleich zwischen den Regionen nicht bei einzel-
nen Dichteziffern zu verweilen, sondern einen 
Gesamtüberblick über regionale Versorgungsla- 
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profile für den Bund und die Regionen. Die Ver-
sorgungsprofile lassen sich folgendermaßen 
darstellen: 
Auf der Abszisse sind die einzelnen Fachrich-
tungen abgetragen, auf der Ordinate die Dichte-
ziffern. Die Versorgungsprofile der Regionen 
werden mit dem Versorgungsprofil des Bundes 
verglichen, um damit die relativen Abweichungen 
der regionalen Versorgungslage von denen des 
Bundes zu ermitteln. Mit Hilfe dieser Profilver-
gleiche werden die Regionen in eine Rangfolge 
entsprechend ihrem Versorgungsstand mit Ar-
beitskräften bestimmter Fachrichtungen ge-
bracht, um Anhaltspunkte für die Dringlichkeit 
der Anpassung der einzelnen Regionen an eine 
bestimmte Versorgungslage zu gewinnen. 
6. Ansatz des internationalen Vergleichs 
In der Studie werden anhand des internationalen 
Vergleichs nur drei Fachrichtungen analysiert
21). 
Das hat u. a. seinen Grund in der Mangelhaftig-
keit internationalen statistischen Materials und in 
der spezifischen Problematik des internationalen 
Vergleichs und darf nicht als Präjudiz gegen eine 
prinzipielle Erweiterung des Ansatzes zu einer um-
fassenden Analyse gewertet werden. 
über den internationalen Vergleich werden in der 
Studie zwei bildungspolitische Ansatzpunkte in 
die Untersuchung einbezogen. Einmal wird davon 
ausgegangen, daß eine höhere Versorgung mit 
Arbeitskräften in anderen Ländern für ein be-
stimmtes Land, in diesem Fall die Bundesrepu-
blik, Zielwertcharakter annehmen kann. Das 
heißt nichts anderes, als daß etwa das Gesund-
heitssystem, das Rechtswesen, das Verwal-
tungssystem oder das Bildungswesen eines Lan-
des als Vorbild für die Entwicklung des entspre-
chenden Versorgungssystems in einem ändern 
Land dienen kann. Investitionen ins Bildungssy-
stem des relativ schlechter versorgten Landes 
ergeben sich dann aufgrund des Zeithorizonts, 
unter welchem das Niveau des besser versorg-
ten Landes erreicht werden soll. Das besser 
versorgte Land übt auf das schlechter versorgte 
einen Demonstrationseffekt in bezug auf die 
Realisation einer bestimmten Versorgungslage 
aus. Zum ändern wird davon ausgegangen, daß 
aus einem internationalen Vergleich Quer- 
21) Es handelt sich um die Fachrichtungen Bibliothekswesen, Jour-
nalismus und Psychologie. Zu einer ausführlichen Analyse der 
Fachrichtung Psychologie vgl. P. R. Straumann, Bildungspolitische 
Aspekte der Ausbildung und Beschäftigung von Psychologen in der 
Bundesrepublik Deutschland, Manuskript, wird demnächst 
veröffentlicht. 
22) Vgl. dazu vor allem ß. Dieckmann, Zur Strategie des systematischen 
internationalen Vergleichs, Probleme der Datenbasis und der 
Entwicklungsbegriffe, in: Institut für Bildungsforschung in der Max-
Planck-Gesellschaft (Hrsg.), Texte und Dokumente zur 
Bildungsforschung, Stuttgart 1970 sowie D. Ber-stecher, Zur Theorie 
und Technik des internationalen Vergleichs, Das Beispiel der 
Bildungsforschung, in: Institut für Bildungsforschung in der Max-
Planck-Gesellschaft (Hrsg.), Texte und Dokumente zur 
Bildungsforschung, Stuttgart 1970. 
Schnittsdaten zu erhalten sind, welche so inter-
pretiert werden, als würden sie eine zeitliche 
Entwicklung widerspiegeln. 
Das ist dasselbe methodische Vorgehen, wie es 
in der Studie in der sozio-ökonomischen Kausal-
analyse auf der Basis von Regionaldaten der 
Bundesrepublik angewandt wird. Auch im inter-
nationalen Vergleich wird der Zusammenhang 
zwischen zu erklärenden Arbeitskräftebeständen 
und erklärenden sozialen, demographischen und 
ökonomischen Determinanten mit Hilfe der 
schrittweisen Regression analysiert. Auf die all-
gemeine Problematik internationaler Vergleiche
22) 
sei an dieser Stelle nicht mehr eingegangen, da-
gegen seien einige spezifische Schwierigkeiten 
des Vergleichs von Arbeitskräftebeständen auf 
internationaler Ebene hervorgehoben. Da sowohl 
die internationalen wie die einzelnen nationalen 
Arbeitskräftestatistiken vorwiegend nach Berufs-
kategorien und nicht nach Fachrichtungsmerk-
malen aufgebaut sind, ist eine internationale ver-
gleichende Arbeitskräfteanalyse nur auf der 
Grundlage von Berufskategorien durchführbar. 
Um aus dem internationalen Vergleich gegen-
über den ändern Ansätzen der Studie nicht in-
konsistente Ergebnisse zu erhalten, werden die 
nach Berufen prognostizierten Arbeitskräftebe-
stände aufgrund der Berufs-Fachrichtungs-
Struktur im Basisjahr in Fachrichtungsbestände 
transformiert. Die Verwendung einer im Progno-
sezeitraum konstant gehaltenen Berufs-Fach-
richtungs-Struktur entspricht einem Vorgehen, 
wie es aus den herkömmlichen Bedarfsansätzen 
bekannt ist. Eine andere Schwierigkeit, die sich 
aus einer internationalen Analyse von Arbeits-
kräften ergibt, besteht in der schlechten Ver-
gleichbarkeit der Bildungsniveaus. Das ist des-
halb ein nicht leicht zu nehmendes Problem, weil 
sich die Studie ausschließlich auf qualifizierte 
Arbeitskräfte bezieht, die spezifische Ausbil-
dungsanforderungen erfüllen müssen. Da dieses 
Problem nur durch eine intensive Untersuchung 
der verschiedenen nationalen Bildungssysteme 
und anhand des entsprechenden statistischen 
Materials gelöst werden könnte, muß man sich 
hier mit einer Transformation behelfen, die das 
Verhältnis von Arbeitskräftebeständen unter-
schiedlichen Bildungsniveaus berücksichtigt. Die 
Konstanz dieser Qualifikationsstruktur des Ba-
sisjahres für den gesamten Prognosezeitraum 
bedeutet, daß zwischen Arbeitskräften unter-
schiedlicher Ausbildungsqualifikation in diesem 
Zeitraum keine Substitutionsbeziehung besteht. 
Die Transformation von Arbeitskräften eines Bil-
dungsniveaus in solche mit anderem Bildungsni-
veau, aber innerhalb derselben Berufskategorie, 
beruht im weitern auf der Annahme, daß die Be-
rufsfunktionen dieser Arbeitskräfte bei unter-
schiedlichem Bildungsniveau durch dieselben 




In der folgenden Tabelle sollen Daten und Pro-
gnosen des internationalen Vergleichs den ent-
sprechenden Werten der sozio-ökonomischen 
Kausalanalyse aufgrund des nationalen Quer-
schnitts gegenübergestellt werden. Die Abwei-
chungen der Ergebnisse verschiedener Ansätze 
sollen dabei anhand der drei im internationalen 
Vergleich analysierten Fachrichtungen exempla-
risch dargestellt werden. Durch den internatio-
nalen Vergleich werden sowohl realisierte Ziel-
werte wie durch den internationalen Querschnitt 
ermittelte Prognosewerte ausgewiesen. Die Ziel-
werte entsprechen den Versorgungsniveaus, 
welche andere Länder im Jahre 1961 erreicht ha-
ben. In der Tabelle werden diese Versorgungs-
niveaus für die Fachrichtung Psychologie in den 
Ländern Schweden, Schweiz und Vereinigte 
Staaten ausgewiesen. Das Versorgungsniveau 
wird durch eine Dichteziffer ausgedrückt, welche 
die Erwerbspersonen der Fachrichtung Psycho-
logie ins Verhältnis 1 pro 100000 Einwohner 
setzt. 
Aus dieser Tabelle wird deutlich, wie wichtig in 
einzelnen Bereichen eine Erweiterung der Ana-
lyse über den nationalen Horizont sein kann. Das 
gilt besonders für solche Fachrichtungen, für die 
man eine wesentliche Funktion in der zukünftigen 
Gesellschaft vermutet und für die gewisse Ent-
wicklungstendenzen aus einer nationalen Mo-
mentaufnahme gar nicht erkennbar sind. 
7. Relativierungsmöglichkeiten 
In der Studie werden die Relativierungsmöglich-
keiten so verstanden, daß die Ergebnisse der 
sozio-ökonomischen Kausalanalyse durch den 
Flexibilitätsansatz, den Ansatz der regionalen 
Versorgung und den Ansatz des internationalen 
Vergleichs Korrekturen erfahren können. Mit 
diesen Korrekturen werden die durch die sozio-
ökonomische Kausalanalyse implizierten Ziele in 
Frage gestellt, d. h. es wird die Möglichkeit ge-
geben, Grenzen abzustecken, innerhalb derer die 
aus der sozio-ökonomischen Kausalanalyse ab-
leitbaren Investitionskriterien Gültigkeit haben. 
Dabei werden in der Studie selbst keine genauen 
Anhaltspunkte dafür gegeben, von welchem Mo-
ment an solche „constraints“ zur Wirkung kom- 
men sollen. Die relativierenden Überlegungen 
können nicht für den globalen Bestand progno-
stizierter Arbeitskräfte angestellt werden, son-
dern sind jeweils auf einzelne Fachrichtungen 
bezogen. Die Summe der einzelnen Korrekturen 
kann jedoch natürlich auch den prognostizierten 
Gesamtbestand beeinflussen. Im folgenden sol-
len nun die einzelnen Relativierungsmöglichkei-
ten aufgezeigt werden. 
Die in der Flexibilitätsanalyse enthaltene Frage, 
ob zwischen der Art der Ausbildung und der Art 
der Beschäftigung im Produktionsprozeß eine 
eindeutige Beziehung besteht oder ob es nicht 
vielmehr Spielräume zwischen Ausbildung und 
Beruf sowie zwischen Beruf und Ausbildung gibt, 
kann für die Aussagen der sozio-ökonomischen 
Kausalanalyse einschränkende Konsequenzen 
haben. Werden nämlich aus der auf der Basis der 
sozio-ökonomischen Kausalanalyse prognosti-
zierten Bestände Bedarfskategorien abgeleitet 
und diese in einer Bildungsbilanz mit dem ent-
sprechenden Angebot an Absolventen des Bil-
dungssystems konfrontiert, dann zeigen die zu-
sätzlichen flexibilitätsanalytischen Überlegungen 
erst die Gewichtigkeit der einzelnen bilanzierten 
Angebotsdefizite bzw. -Überschüsse. Da sich bei 
Angebotsdefiziten und -Überschüssen nicht ge-
wollte Auswirkungen dieser Ungleichgewichte — 
wie Engpässe im sozio-ökonomischen Produk-
tionsbereich oder schlechte Beschäftigungssi-
tuationen für bestimmt ausgebildete Arbeitskräfte 
— entsprechend den herrschenden Fachrich-
tungs- und Berufsflexibilitäten ergeben, muß 
diese Relativierung in die Investitionskriterien 
einbezogen werden. 
Die bildungspolitischen Ziele können sich bei 
dieser Relativierung sowohl auf individuelle Be-
schäftigungsmöglichkeiten wie auf gesellschaft-
liche Bedürfnisse, welche sich aus den Anforde-
rungen der Produktion bestimmter Leistungen 
ableiten lassen, beziehen. „Constraints“ ergeben 
sich dann in bezug auf das Ausmaß, mit dem 
einzelne Fachrichtungen ausgebaut werden sol-
len, erst durch quantitativ festgelegte Zielvorstel-
lungen, die sich jeweils an individuellen Be-
schäftigungschancen oder am reibungslosen 
Produktionsablauf orientieren. 
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ist ein Ansatz enthalten, aus welchem selbst 
autonome Bedarfskriterien abgeleitet werden 
können. Diese Bedarfskriterien beziehen sich 
eindeutig auf Arbeitskräfte, die eine Funktion 
ausüben, welche in direktem Zusammenhang mit 
grundlegenden Lebensbedingungen der Bevöl-
kerung in den einzelnen Regionen steht und sich 
nicht aus regionalspezifischen Bedingungen der 
Produktion ableitet. Wenn nun eine ungleichmä-
ßige regionale Versorgung der Bevölkerung mit 
solchen Leistungen regionalpolitischen Versor-
gungszielen widerspricht, dann sind die Ergeb-
nisse der verteilungsneutralen sozio-ökonomi-
schen Kausalanalyse durch die Anforderungen, 
welche aus einer gleichmäßigeren Verteilung re-
sultieren, zu korrigieren. Diese Korrektur geht 
von der realistischen Annahme aus, daß nicht 
einfach eine Umverteilung der für die Versor-
gung relevanten Arbeitskräfte vorgenommen 
werden kann, sondern daß Normen in bezug auf 
die Mindestversorgung entwickelt werden müs-
sen, an denen sich der Bedarf der entsprechen-
den qualifizierten und hochqualifizierten Arbeits-
kräfte orientiert. 
Eine ähnliche Korrekturfunktion erfüllt die Analy-
se des internationalen Vergleichs. Allerdings 
geht es bei diesem Ansatz nicht mehr um vertei-
lungspolitische Bedarfskriterien, sondern um die 
Fixierung gewisser Versorgungsziele aufgrund 
des Vergleichs verschiedener Versorgungsni-
veaus einzelner Länder. In der Studie sind für ein-
zelne Fachrichtungen aus dem internationalen 
Querschnitt regressionsanalytisch Bestands-
prognosen ermittelt worden, wie dies in der so-
zio-ökonomischen Kausalanalyse auf der Basis 
von Regionaldaten geschehen ist. Die Konfron-
tation beider Prognoseergebnisse entspricht 
einer ersten Relativierung, welche dahin zu in-
terpretieren ist, daß die auf dem regionalen 
Querschnitt beruhende Analyse mit Hilfe der in-
ternationalen Analyse überprüft wird. Dadurch 
können gegebenenfalls Schwächen des nationa-
len Querschnitts, die beispielsweise durch die 
Verwendung regionalspezifischer, autochthoner 
Indikatoren bedingt sein können, aufgedeckt 
werden. Eine zweite Relativierung wird durch 
einen Vergleich der durch die sozio-ökonomi-
sche Kausalanalyse prognostizierten Versor-
gungslagen mit in ändern Ländern beobachteten 
höheren Versorgungsniveaus erreicht. Dieser 
Vergleich zeigt, in welchem Umfang in ändern 
Ländern höhere Versorgungsniveaus bereits er-
reicht wurden. Danach können diese Versorgungs-
lagen als Richtwerte den errechneten Prognose-
werten gegenübergestellt werden. 
Aus der Gegenüberstellung der verschiedenen 
Ansätze ergibt sich schließlich eine große Zahl 
von Möglichkeiten zur Kombination und Variation 
einzelner bildungspolitischer Konzepte, denen 
jeweils verschiedene Bedingungen zur Wohl-
standsmaximierung unterstellt sind. Mit den hier 
aufgezeigten Alternativansätzen sei jedoch nur 
das Prinzipielle hervorgehoben, das solchen Er-
weiterungs- und Ergänzungsversuchen im Be-
reich der Bildungsplanung zugrunde liegt, näm-
lich die Möglichkeit, verschiedene bildungspoliti-
sche Ziele miteinander in relativierende Verbin-
dung zu bringen, d. h. Bildungsinvestitionen aus 
der Isolation partialisierter Gesichtspunkte zu lö-
sen. Der Bildungsplanung werden unterschiedli-
che Analysen über unterschiedliche Zusammen-
hänge vermittelt, womit man ein breites Spek-
trum bildungspolitischer Instrumente erhält. 
Mit der Erklärung qualifizierter und hochqualifi-
zierter Arbeitskräfte durch ökonomische und so-
ziale Indikatoren ist eine detaillierte sozio-öko-
nomische Produktionsfunktion entstanden. In den 
Niveaus unterschiedlicher Indikatoren kommen 
konkrete politische Ziele zum Ausdruck. Anders 
als bei den traditionellen Bedarfsansätzen wird 
der politische Entscheidungsträger nicht mehr 
mit nur einer Zielvariablen, sondern mit mehre-
ren, in verschiedener Hinsicht ganz heterogenen 
Zielgrößen konfrontiert. Eine solche vielschichti-
ge Kausalanalyse stellt an den politischen Ent-
scheidungsträger einerseits zwar mehr Anforde-
rungen, andererseits ermöglicht sie es ihm hinge-
gen auch, seine eigenen Zielvorstellungen in 
einem System von Zusammenhängen besser 
einzuordnen und die Konsequenzen für das Bil-
dungssystem aus der Realisation bestimmter 
Ziele abzulesen. Denn von jeder exogenen Va-
riablen ist der Einfluß auf die zu erklärenden 
qualifizierten und hochqualifizierten Arbeitskräf-
te erkennbar. Zugleich besteht die Möglichkeit, 
für die Verwirklichung der einzelnen Ziele Rand-
bedingungen anhand der Flexibilitätsanalyse, der 
regionalen Versorgung und des internationalen 
Vergleichs zu bestimmen. 
141 